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In dem Rechtsstreit

Verkündet _______—__________________________________ _______

am 22° Jan„ 1965 ' '\ hlägerin und Hevisioneklägerin,

___—„____-—_—_________—_________._—____...—‚___... _—.._—.——....

Beklagten und hevisionsbeklagten=

hat der 10° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 22, Januar 1965, an der
mitgewirkt haben

5enatspräeident Dr° T e s m e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter S a u t t e r und

Bundesriehter Dr. B r o c k e
als weitere Berufsrichter,

BunQessozialrichter R e u t e r und

Bunde35ozialrichter H 6 n l e
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil

des Landessozialgerichts hheinland—ffalz in L*inz

vom 60 März 1364 aufgehoben und die Suche zur

erneuten Entscheidung an dieses Gericht zurück—‘

verwiesen°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt äem ab—

schließenden Urteil vorbehalten°
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G r g n d e :___-_»... -.....» ...—.—

Die Klägerin begehrt hintcrbliebenenversorgung nach

ihrem am 9„ beptember 1940 verstorbenen Ehemann° Dieser

war als Zigeuner mit der Klä5erin und seiner Pflege—

tochter im Frühgahr 1940 aus Düsseldorf in ein Lager

nach üerneki in Polen verbracht werden° Die Familie

leute uort in einer buracke auf btrohlager; Toiletten

und ■aechgelegenheit waren hinter der Baracke° her
, _

Ehemann der hlägerin mußte am Bahnhof des Ortes für die

55 Kohlen verleden„ hie Klägerin gibt an, ihr Ehemann

habe Anfang September 1940 abends nach Rückkehr von

der Arbeit über Zahnschmerzen geklagt. bio habe dies"

einem Mann der eS—btreife mitbcteilt. Dieser habe darauf

ihrem henn in den hund gesehen und erklärt, er werde

sogleich wiederkommen. kurz danach sei er mit einem

anderen Mann in einem weißen Kittel zurückgekehrt, ner

ihrem Ehemann eine spritze unterhalb des linken Chrcs

gegeben und danach einen hchnitt vom linken Uhr bis

zum Kiefer gemacht und sodann ihren Ehemann verbunden

habe° Sie habe ihren Ehem nn auf das btrehlegcr 5e—

bettet. br habe etwas wirr &äsprochen, die Sucht aber

geschlafen und sich mit ihr am anderen morgen nornel

unterhalten° Am Morgen sei das Gesicht mit öehweiß

überueckt gewesen° Gegen mittag sei er gestorben, Das

Versorgungsamt (VersorgA) lehnte den ■itwenrentenantreg

mit Bescheid vom 7° April 1955 ab. ber üidersrruch war

erfolglos (hider8pruch8beecheid vom 22. Juli 1955)°

Las nozialgericht (SG) hat mit Urteil vom 4, September

1957 die hlege abgewiesen. Das Landeesouialgericht (LSG)

hat von Prof° Dr„ umwatunu Oberarzt Prof„ Dr. hmmmwvon

ner Zahn—, Mund— und niü£€ffli■ik der Unive*sität

hainz ein Gutachten eingeholt (Gutachten v0m 20„ Januar

1964) une die Qtie£tochter ner alägerin, frau
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als Zeugin gehört° Es hat sodann die Berufung der klägerin

gegen das Urteil des SG koblenz vom 4. September 1957 zu—

rt'ckgewiesen° ln der Urteilsbegründung hat das LSG ausge—

führt, es könne dahingestellt bleiben, ob die im Jahre 1940

erfolgte Evakuierung der Zigeuner aus „estdeutschland nach

Polen aus militärischen oder rassischen Gründen erfolgt

sei° belbst wenn man diese Evakuierung als eine behördliche

katnahme im unmittelbaren Zusammenhang mit Kampfhandlungen

euer ihrer Vorbereitung im sinne des @ 5 Abs° 1 huchst° b

aus äunuesversorgungsgesetzes (hVG) ansehen wolle, könne

der Kla&erin keine Hinterbliebenenrente zugebilligt werden°

Die vom Gesetz geforderte Wahrscheinlichkeit ces ursäch—

lichen Zusammenhangs des zum Tode des Ehemann der Alägerin

führenden Leidens mit der Evakuierung und ihren FOlä€■ sei

nicht gegeben° Es sei kein Anhalts;unkt dafür vorhanden,

daß es durch die in der Evakuierung liegenden Unstände zu

der zum Tode führenden Zahninfektion ge oumen oder daß dieser

ion durch eine unsachgemäße zahnärztliche ßetreuung eingetre—

ten sei. Ebenso epre0he nichts dafür, daß die familie der

Kläü@fi■ im Lager öarnaki unter Umständen habe leben müssen,

die eine Zahninfektion begünstigt hätten° Der Umstand allein,

daß der Ehemann der klägerin am Bahnhof kohlen auszuladen

gehabt habe, rechtfertige noch nicht die Annahme einer er—

höhten in£ektionsgefahr° Uberdies müsse dem Gutachten vom
20. 'anuar 1964 entnommen werden, daß die vom Zahnsystem

au35ehende Infektion eine im täglichen Leben immer wieder—

kehrende Erkrankung darstelle, die nach der Lebenserfahrung

auch im normalen Zivilleben auftrete° Es könne auch nicht ge—
satt werden, daß eine ärztliche Betreuung gefehlt habe, denn

die klägerin habe selbst von einem Lagerarzt gesprochen.

Dieser Arzt sei auch nach den eigenen Angaben der klägerin um—
gehend auf ihre Bitte in der Baracke erschienen und habe den

Ehemann behandelto Daß es sich wirklich um einen Arzt und

nicht um einen Sanitäter oder eine sonstige für die Vornahme

des operativen Eingriffe unbefugte Person gehandelt habe,

ergebe sich aus dem Gutachten der hainzer Kliniko ln ihm seien
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die Angaben der ’lägerin eingehend verwertet und über—

zeugend ausgeführt, daß die eurehgeführte Behandlung

nach Lage der ”Dinge uurchaus saehgemäß gewesen sei°

hätte der Arzt diesen Eingriff in der beschriebenen

form nicht vorgenommen, so wäre das sogar ein Kunst—

fehler gewesen" Der trotz saehgemäßer ärztlicher be—

handlung eingetretene Tod des Ehemannes der Klägerin

beruhe in der Gefährlichkeit aller von een Zähnen her—

rührenden lnfektionen, die bis zur Verwenuung nes ua—
mals noch nicht bekannten ?enicillins häufig töulieh

verlaufen seien° Daher eestehe kein Anspruch auf hin—

terbliebenenrente° Das LSG hat die Revision nicht zu—

gelassen„

Die Klägerin hat gegen dieses em 4° April 1964 zuge—

stellte Urteil mit einem am 22„ April 1964 beim Bundes—

eozialgerieht (BSG) eingegangenen bchriftsatz vom 16°

April 1964 Revision eingelegt und diese gleichzeitig

begründet° Sie beantragt,

unter aufhebung der vorinstanzliehen Urteile

ihr Hinterbliebenenrente zuzus;prechen°
.

ln der hevisiOnsbegrünQung und weiteren schriftsätzen

rügt die Klägerin eine Verletzung des „ 162 Abs‚ 1 Nr.3

des bozialgeriehthesetzes (DOG) und des 3 5 Abs, 1
huehst° b BVG° Sie führt uazu aus, daß die Voraussetzun—

gen für eine Hinterbliebenenrente deshalb vorlägen,

weil der Tod ihres Ehemannes auf die Evakuierung und

das Lagerleben in Sarnaki zurückzuführen sei° wenn —
wie das LSG angenommen habe — bei dem Ehemann der Kle—

gerin wirklich eine phlegmonöse Lntzündung in der „und—

höhle vorgelegen habe, so hätte uiese einige Zeit zur
Entwicklung gebraucht„ Das LSG hätte daher prüfen m[ssei,

ob die Entwicklung une damit die Versehlimnerunq eieses

Leinens durch das nicht den hrIordernissen der Hygiene
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genügende Lagerleben herbeigeführt werden sei und ob die

krankheit auch dann nicht geheilt worden wäre, wenn der

Ehemann der Klägerin in seiner neimat hätte bleiben kön—

nen° Ebenso hätte es prüfen müssen, ob die unzulänbliche

Verpflegung im Lager die ■iderstandsfähigkeit ihres Ehe—

mannes gegen Infektionen herabgesetzt habe° hierbei sei

besonders der auffällige Unterschied zwischen der heimat—

lichen Lebensweise und der im Lager zu berücksichtigen ge—

wesen° Ebenso hätte sich das LSG zu der Prüfung gedrängt

fühlen müssen, ob zur Behandlung der Phlegmone nur die

Ausführung des von der Klägerin geschilderten Schnitts und

das sofortige Anlegen eines Verbandes an der Schnittstelle

ausreichend gewesen sei„ Es sei nämlich vielmehr anzunehmen,

daß ihr Lhemann, wenn er nicht nach Polen evakuiert worden wäre,

in der Heimat alle Mittel und Gekgenheit zur Heilung gehabt

hätte und er wahrscheinlich auch in ein krankenhaus eingelie—

fert werden wäre° Sodann trägt die Klägerin noch ihre Rechte—

auifassung über das Vorliegen der Voraussetzungen des & 5 BVG

vor und setzt sich mit der Frage der Konkurrenz zwischen Ent—

schädigungsrecht und Versorgungsrecht auseinander° Im übrigen

wird auf die Revisionsbegründung verwiesen. Der Beklagte oe—
antragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Er ist der Auffassung, daß ein wesentlicher Mangel im Ver—

fahren des LSG nicht vorliegt„ ‚' ' ' ’ em

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und auch

rechtzeitig begründet werden (99 164, 166 abs. 2 SGG)° Da das

lSG_die nevision nicht nach 5 162 Abs. 1 Nr„ 1 SGG zugelassen

hat, findet sie nur statt, wenn ein wesentlicher Mangel im
Verfahren des LSG im Sinne des 3 162Abs° 1 Nr‚ 2 SGG gerügt

wird (BSG 1, 150) oder wenn bei der beurteilung des urshch—

lichen Zusammenhangs einer Gesundheitsstörung oder des Todes

mit einer Schädigung im Sinne des BVG das Gesetz verletzt ist
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(g 162 Abs, 1 Nr" 5 SGG)° hs kann dahinstehen, ob die

von der Klägerin ausnrücklieh 5erügte Gesetzesver—

letzung bei der Anwendung der in der Kriegsopferveré

sorgung geltenden Kausalitätsnoru im sinne des 3 162

Abs° 1 Nr, 3 SGG durch das LSG vorliegt, Denn die he—
Vision ist schon deshalb statthuft, weil die Klägerin

zu Recht einen wesentlichen hangel im Verfahren des

LSG 5erügt hat, Zwar hat die hlägerin in ihrer hevi—V
eienebegrünuung neben % 162 Abs, 1_Nr° 5 QGG und Q 5

BVG als verletzte hechtsnormen keine verfahrensrecht—

liche Normen genannt, die sie als verletzt ansieht°

Jedoch genügt es nach der ständigen hechtsprechung des

hSG bei der hüge von Ve“£ehrensmängeln‚ wenn sid1aus

den substantiiert vorgetragencn Tatsa*h€n (% 164 ins, 2
Satz 2 SGG) klar ergibt, welche Ve*fahrensvorschrift als

verletzt angesehen wird (hbG 1, 227). Aus dem Vortrag

der hld&erin‚ das LSG hätte auch berüchsichtigen müssen,

daß die ungenügende Verpflegung im Lager die niderstends—

kraft ihres £hemannes gegen Infektionskrankheiten ge—
schwächt habe, und daß ihr Ehemann durch die Verbrin—

gung in das Lager nicht — wie in seiner heimatS“edt —
ein krankenhaus habe aufsuchen_können, ergibt sich

die Rüge einer Verletzung des S 128 5GG durch das LSG,

Gemäß dieser Vorschrift entscheidet das Gericht nach

seiner freien, aus dem Gesamtergebnis ces Verfahrens

gewonnenen Überzeubung° ln dem Urteil sind die Gründe

anzugeben, die für die richtcrliehe uberzeugung lei—

tend gewesen sind (siehe dazu nee 2, 236}, Ein ;engel

in bezug auf die freie richterliche ßeweiswdrdigung

liegt vor,wenn das Gericht nicht alle, ihm bei der

Urteilsfällung uekannten une für die Entscheidung we—
sentlichen Tatsachen berücksichtigt, In einem solchen

Fall gewinnt esseine überzeugung nicht aus dem Gesamt—

ergebnis des Verfahrens, Bei der Prüfung, ob der ge—
rügte wesentliche Mangel des Verfahrens vorliegt, ist
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von der sachlich—rechtlichen Auffassung des LSG auszugehen°

Das LbG hat es dahinstehen lassen, ob die im Jahre 1940 er—

folgte Evakuierung der Zigeuner aus Westdeutschland nach

Polen aus militärischen oder aus rassisehen Gründen erfolgt

ist und ausgeführt, daß der Klägerin auch dann Hinterblie—

benenversorgung nicht zusteht, wenn diese Evakuierung als

eine behöreliehe Maßnahme im sinne des © 5 Abs" 1 ßuchst° b

BVG in Verbindung mit 3 1 Abs. 2 ßVG anzusehen wäre° Von

dieser sachlich—rechtlichen Auffassung ausgehend hat es so—

dann festgestellt, daß der Ehemann der klägerin an einer

Infektion des Zahnsystems erkrankt war uns diese lnfektion

weder durch die Evakuierung noch durch die Zustände im

Lager Sarnaki noch durch die Arbeiten beim kohlenverladen

entstandenist° Diese Feststellungen hat die Alägerin ange-

griffen. Ob ihre insoweit erhobenen Rügen—durehgreifen, kann

dahinstehen, denn mit Erfolg hat die klägerin Jedenfalls die

Feststellung des LSG angegriffen, daß ihr ßhemann am Vor—

abend seines Todes durch die Vornahme eines operativen Ein—

griffes am kiefer ordnungsgemäß ärztlich behandelt werden

ist, Zu Recht macht die klägerin hierzu geltend, das LSG

habe hierbei unberüeksiehtigt gelassen, daß nach dem Anlegen

eos Verbandes eine weitere ärztliche ßetreuung nicht mehr

stattgefunden hat, obwohl es sich — wie das LSG ausgeführt

hat — bei ner Zahninfektion um eine gefährliche Erkrankung

gehaneelt hat° Ebenso hat das LSG unberücksichtigt gelassen,

und daher nicht gewürdigt, daß der Ehemann der klägerin trotz

der Gefährlichkeit der Zahninfektion und trotz des Operativen

Eingriffe nieht in ein Krankenhaus verbracht worden, sondern

in der ßaraeke auf dem btrohlager verblieben ist, und daß er
ferner durch die Einwirkungen des Lagerlebens (schlechte Er-

nährung, schlechte Unterbringung, schwere Arbeit) in seiner

Widerstandskraft geschwächt War, Da somit das LSG nach allem

9 128 5GG verletzt hat, ist die Revision nach 9 162 Ass° 1
Nr° 2 SGG statthai‘t°
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Sie ist auch begründet, denn es ist nicht auszuschließen,

daß das Berufungsgericht ohne den wesentlichen Verfahrens—

mangel zu einer für die Klägerin günstigeren Entscheidung

’gclangt wäre° Mangels ausreichender Feststellungen konn—

te der benat in der Sache selbst nicht entscheiden° Das

angefochtene Urteil war daher aufzuheben und die Sache

an-das LSG zurückzuverweisen („ 170 Abs‚ 2 Satz 2 SGG)„

Das LSG wird zu prüfen haben, ob und °\*.'v'ie\lr'‚'eit die bc—

rücksichtigung der von der nläierin behaupteten und vom

LSG als wahr unterstellten Umstände beim Ioue des hhe—

mannes der Klägerin die Anhörung eines ärztlichen cach—

verständigen erfordern° Gegebenenfalls wird es auch

noch Feststellungen darüber zu treffen haben, ob die im

Frühjahr 1940 erfolgte Evakuierung des Ehemannes der

Klägerin nach Polen als unmittelbare Kriegseinwirkung

im Sinne des @ 1 Abs. 2 Buchst. & BVG in Verbindung mit

& 5 BVG anzusehen ist„ "“ ' V4' "
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